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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte
Bundesrat

Im Berichtjahr eréffnete der Bundesrat die Vernehmlassung zu einer Anderung des
Regierungs- und Verwaltungsorganisationsgesetzes, die eine Klarung der Kompetenzen
zwischen Legislative und Exekutive hinsichtlich der Ratifizierung vélkerrechtlicher
Vertrage bringen soll. Bisher ist folgende Kompetenzaufteilung vorgesehen: Die
Bundesversammlung genehmigt grundséatzlich alle vélkerrechtlichen Vertrage. Davon
ausgenommen sind allerdings Vertrage mit beschrankter Tragweite, die die Regierung
selbstéandig abschliessen kann. Ebenfalls darf die Exekutive vélkerrechtliche Vertrage
abschliessen, wenn sie durch ein Bundesgesetz oder durch einen von der
Bundesversammlung genehmigtem Vertrag dazu ermaéachtigt wurde. Der Bundesrat
schlug neu eine nicht abschliessende Liste vor, die alle Vertrége festhalt, die nicht von
beschrénkter Tragweite sind. Dartber hinaus empfahl die Regierung, die Mdglichkeit fur
eine vorlaufige Anwendung von Vertrégen zu verringern. Neu soll eine
Zweidrittelmehrheit der zustandigen Kommission beider Rate eine vorlaufige
Anwendung verhindern kénnen. (Siehe dazu auch die Debatte um die Initiative
,Staatsvertrage vors Volk™.)'

Regierungspolitik

Ende Januar 2020 legte der Bundesrat seine Botschaft zur Legislaturplanung
2019-2023 vor. Sie umfasste eine Bilanz der vergangenen Legislatur (2015-2019), eine
aktuelle Lagebeurteilung und beschrieb insbesondere die drei politischen Leitlinien,
denen 18 Ziele zugeordnet waren, die mit insgesamt 53 geplanten Massnahmen die
Agenda der Regierungspolitik bestimmen sollen.

Die Bilanz liber die 50. Legislaturperiode sei gemischt, so der Bericht. 80 Prozent der
prioritéaren Geschéafte seien verabschiedet worden - darunter die Botschaft zum
Stabilisierungsprogramm 2017-2020, die BFI-Botschaft 2017-2020 oder die Botschaft
zur Standortférderung 2020-2023. Nicht wie geplant realisiert worden seien hingegen
ein FATCA-Abkommen mit den USA oder ein institutionelles Abkommen mit der EU, das
bereits seit 2011 als Ziel formuliert worden sei. Zu wenig schnell vorangekommen seien
auch Vorhaben zur Reform der AHV oder zur Senkung der Gesundheitskosten. Es kdnne
aber nicht von einer «verlorenen Legislatur» gesprochen werden, da die grossen
Leitlinien - Sicherung des Wohlstandes, Foérderung des nationalen Zusammenhalts
sowie Sicherheit und internationale Zusammenarbeit - erreicht worden seien, wie
weiter im Bericht festgehalten wurde.

Bei der Lagebeurteilung wurde im Bericht hervorgehoben, dass die kulturelle und
geografische Nahe sowie die starke wirtschaftliche Verflechtung mit der EU einen
steten politischen Austausch auf hoéchster Ebene bedinge. Der Schweizer
Forschungsplatz sei stark und habe ein sehr innovationsfreundliches Umfeld. Die
Schweiz spiele nach wie vor eine wichtige Rolle als Gaststaat flr internationale
Organisationen. Auch stellten Terrorismus und internationale Kriminalitat nach wie vor
eine grosse Herausforderung dar. Weil sie eine grosse Importabhéngigkeit hinsichtlich
Energieversorgung aufweise, musse sich die Schweiz um eine Einbettung in den
européischen Strommarkt bemulhen. Dabei sei auch die Reduktion der
Treibhausgasemissionen zu berlcksichtigen, zu der sich die Schweiz verpflichtet habe.
Hervorgehoben wurden die Aussenwirtschaftsbeziehungen, die insbesondere mit China
und den USA sehr dynamisch seien. Insbesondere die Ausfuhr chemisch-
pharmazeutischer Produkte nehme stark zu, wohingegen der Finanzplatz an Bedeutung
verliere. Gemessen am Bruttonationaleinkommen gehore die Schweiz zu den zehn
grossten Beitraggebern an die offentliche Entwicklungshilfe. Hervorgehoben wurden
zudem die sinkende und im internationalen Vergleich tiefe Bruttoverschuldung und die
positive Wirtschaftsentwicklung, aber auch die stetig ansteigenden Ausgaben fur soziale
Sicherheit und Gesundheit. Die Schweiz habe mittlerweile einen &kologischen
Fussabdruck von 2.8 und die Konsumausgaben seien seit 2000 fast doppelt so stark
gestiegen wie die Bevolkerung gewachsen sei. Auch die Mobilitat steigere sich laufend,
was sich etwa auch in der Zunahme der Verkehrsstaus bemerkbar mache, deren
volkswirtschaftliche Kosten von 2010 bis 2017 um 38.5 Prozent zugenommen hétten. Die
Bevolkerung sei mit der Lebensqualitat allerdings zufrieden, insbesondere auch mit der
eigenen Gesundheit. Die abnehmende Biodiversitat und das belastete Grundwasser
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blieben hingegen weiterhin Herausforderungen. Seit 1980 habe sich der Anteil der
auslandischen Bevolkerung mehr als verdoppelt, die Zahl der Asylgesuche habe 2018
aber den tiefsten Wert seit 2007 erreicht. Die Erwerbslosenquote bewege sich stabil
bei 4.7 Prozent und die Erwerbsquote von Frauen habe zugenommen. Nach wie vor
bestehe aber eine Lohndifferenz zwischen Mannern und Frauen, so der Bericht.

Auf der Basis dieser Lagebeurteilung schlug der Bundesrat die gleichen Leitlinien wie in
der vergangenen Legislatur vor: Wohlstand («[dlie Schweiz sichert ihren Wohlstand
nachhaltig und nutzt die Chancen der Digitalisierung»), Zusammenhalt («[dlie
Schweiz fordert den nationalen Zusammenhalt und leistet einen Beitrag zur
Stérkung der internationalen Zusammenarbeit») und Sicherheit («[dlie Schweiz sorgt
fur Sicherheit, engagiert sich fur den Schutz des Klimas und agiert als verlassliche
Partnerin in der Welt»). Mit jeweils sechs Zielen sollen diese Leitlinien eingehalten
werden: (1) Ein ausgeglichener Bundeshaushalt und eine stabile Finanzordnung, (2) eine
effiziente und moglichst digitale staatliche Leistungserbringung, (3) stabile und
innovationsférdernde wirtschaftliche Rahmenbedingungen durch die Forderung des
inlandischen Arbeitskréaftepotenzials, (4) die Sicherung des Zugangs zu internationalen
Mérkten und zum EU-Binnenmarkt, (5) die Behauptung der Spitzenposition in Bildung,
Forschung und Innovation und die Nutzung der Chancen der Digitalisierung sowie (6)
zuverléssige und solid finanzierte Verkehrs- und IKT-Infrastrukturen sollen mithelfen,
den Wohlstand nachhaltig zu sichern. (7) Die Starkung des Zusammenhalts der Regionen
und die Forderung der Verstandigung unter den Sprachgruppen, (8) die Férderung des
gesellschaftlichen Zusammenhalts und der Gleichberechtigung zwischen den
Geschlechtern, (9) die Reform und nachhaltige Finanzierung der Sozialwerke, (10) die
qualitativ _hochstehende und finanziell tragbare Gesundheitsversorgung und ein
gesundheitsférderndes Umfeld, (11) das Engagement fir multilaterale und internationale
Zusammenarbeit und die Schaffung optimaler Rahmenbedingungen fiur internationale
Organisationen sowie (12) geregelte Beziehungen mit der EU sind die Ziele, mit denen
die Forderung des nationalen Zusammenhalts und eine Starkung der internationalen
Zusammenarbeit angestrebt werden sollen. Schliesslich sollen die (13) Steuerung der
Migration, (14) die Vorbeugung und wirksame Bekdmpfung von Gewalt, Kriminalitdt und
Terrorismus, (15) die Kenntnis Uber Bedrohungen der eigenen Sicherheit, (16) die
schonende und nachhaltige Nutzung von Ressourcen, die Sicherung einer nachhaltigen
und lickenlosen Energieversorgung und die Férderung einer nachhaltigen Land- und
Erndhrungswirtschaft, (17) der Einsatz fur eine national und international wirksame
Umweltpolitik, den Klimaschutz und die Biodiversitat sowie (18) die Massnahmen gegen
Cyberrisiken zum Schutz von Birgerinnen und Birgern und der kritischen Infrastruktur
mithelfen, dass die Schweiz fur Sicherheit sorgt und als verlassliche internationale
Partnerin agieren kann.

Im Bericht wurde zudem auch der Legislaturfinanzplan 2021-2023 vorgelegt, der in
allen drei Jahren mit strukturellen Uberschiissen rechnet. Allerdings sei die
Unsicherheit Uber die Haushaltsentwicklung sehr hoch. Neu lag dem Bericht auch eine
mittelfristige Personalplanung bei, weil die eidgendssischen Rate oft moniert hatten,
dartber nicht im Klaren zu sein. Hier ging der Bericht von einem jahrlichen
Ausgabenwachstum von 1.4 Prozent aus. ?

Unter Soft Law werden unverbindliche Ubereinkiinfte oder Absichtserklarungen
verstanden, die rechtlich zwar nicht bindend sind, aber dennoch Wirkung entfalten
koénnen. Soft Law binde die Schweiz «politisch und faktisch», weil ein Nichteinhalten
gegen den Grundsatz von Treu und Glauben verstossen kénne und die Schweiz auf
schwarze Listen bringe, begrindete Marco Romano (cvp, Tl) seine Motion, die verlangte,
dass der Bundesrat Soft Law nur in Absprache mit dem Parlament erarbeiten soll.
Romano fuhrte als Beispiel den UNO-Migrationspakt an, den ein Schweizer Vertreter
aktiv vorangetrieben und bei dem der Bundesrat frih seine Zustimmung erklart habe -
ohne vorgéngig das Parlament zu konsultieren. Weil es mit einer solchen Ankindigung
flr das Parlament schwierig sei, den Pakt abzulehnen, ohne einen Reputationsschaden
fir die Schweiz in Kauf nehmen zu miussen, sei es vor vollendete Tatsachen gestellt
worden. Zwar  gebe es einen Passus in der Regierungs- und
Verwaltungsorganisationsverordnung (RVOV), der in solchen Féllen eigentlich eine
vorgangige Konsultation des Parlaments vorsehe, dieser reiche aber augenscheinlich
nicht aus, weshalb eine Konsultationspflicht im Parlamentsgesetz vorgesehen werden
musse - so Romano.

Der Bundesrat - in der Nationalratsdebatte vertreten durch Aussenminister Cassis -
beantragte die Ablehnung der Motion, da er im Zuge des Berichts zum Postulat 18.4104
weitere Abklarungen vornehmen wolle. Die grosse Kammer nahm in der
Frihjahrssession 2020 allerdings die Motion knapp an und wies sie an den Stéanderat
weiter. Die 96 Stimmen der geschlossenen SVP- und Mitte-Fraktionen, unterstitzt von
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einer Mehrheit der Fraktion der Grlinen reichten hierfur, da ihnen lediglich 91 Nein-
Stimmen entgegenstanden (5 Enthaltungen). *

Parlamentsorganisation

Handelsabkommen seien wichtig fir die Wirtschaft, deren konkreter Inhalt kénne aber
auch Auswirkungen auf Konsumentinnen und Konsumenten haben, die erst nach der
Unterzeichnung dieser Vertrage bekannt wirden. Die Harmonisierung von
Produktionsstandards, die mit Abkommen teilweise eingefihrt wurden, seien
insbesondere in der Agrar- und Erndhrungswirtschaft direkt spurbar, begriindete
Jacques Nicolet (svp, VD) seine parlamentarische Initiative, mit der er eine Starkung der
demokratischen Rolle des Parlamentes bei Handelsabkommen forderte. Das
Parlament kénne Abkommen lediglich annehmen oder ablehnen, sollte aber die
Kompetenz haben, Ziele zu definieren oder rote Linien fur die Verhandlung von
Abkommen zu setzen.

Die APK-NR empfahl mit 13 zu 5 Stimmen bei 6 Enthaltungen, der Initiative keine Folge
zu geben, und begrindete dies in einem schriftlichen Bericht. Das Parlament habe
heute schon genug Handhabe, um die Handelspolitik mitbeeinflussen zu kénnen. Der
Bundesrat musse jeweils die APK beider Réate konsultieren, zudem sei ein Referendum
jederzeit moglich. Der Konsumentenschutz sei darlber hinaus von den
Handelsabkommen nicht tangiert, da ausléandische Importeure an Schweizer Recht
gebunden seien. Zudem waére das Verhandlungsresultat wohl nicht mehr vorteilhaft,
wenn das Parlament 6ffentlich Verhandlungsmandate debattiere, die vor der anderen
Vertragspartei eigentlich geheim gehalten werden sollten. Die Kommissionsmehrheit
kénne sich freilich gut vorstellen, einst in einem zu erstellenden Aussenhandelsgesetz
die  Grundzige der Schweizer  Aussenhandelspolitik  festzulegen.  Eine
Kommissionsminderheit gab zu bedenken, dass Handelsabkommen bisher als
«apolitisch» betrachtet worden seien. Dies werde zusehends auch in der Offentlichkeit
kritisiert, etwa auch unter dem Aspekt von Zielinkongruenzen zwischen Wirtschafts-,
Sozial- und Umweltpolitik.

In der Wintersession 2020 kam die parlamentarische Initiative aufgrund der
ablehnenden Haltung der Kommission in den Rat. Nachdem Jacques Nicolet fir seinen
Vorstoss geworben hatte, kam es bereits zur Abstimmung: Ausserst knapp mit 86 zu 83
Stimmen bei 17 Enthaltungen wurde dem Anliegen Folge gegeben. Die Ausgangslage der
Abstimmung war ziemlich kompliziert: Wer den Antrag der Kommissionsminderheit auf
Folgegeben beflirwortete und somit gegen den Antrag der Kommissionsmehrheit war,
musste Nein stimmen; was die geschlossene Fraktion der Griinen (4 Enthaltungen), 50
Mitglieder der SVP-Fraktion (von 51), 10 Mitglieder der SP-Fraktion (von total 36 bei 12
Enthaltungen) sowie 3 Mitglieder der Mitte-Fraktion (von 30) taten. Die Fraktionen der
FDP und der GLP stimmten geschlossen gegen Folge geben. Diese etwas seltsam
anmutende Koalition war denn wohl auch einiger Verwirrung tUber die Bedeutung eines
Ja bzw. eines Nein geschuldet. Balthasar Glattli (gp., ZH) stellte deshalb einen
Ordnungsantrag fur eine Wiederholung der Abstimmung; er selber habe sich auch
vertan und man sei es sich schuldig, dass man fur das stimme, was man tatséchlich
wolle. Der Ordnungsantrag wurde mit 140 zu 29 Stimmen angenommen. Bei der
erneuten Abstimmung resultierte mit 99 zu 80 Stimmen (7 Enthaltungen) ein
deutlicheres Resultat als zuvor, da vor allem in der SP-Fraktion 18 Mitglieder vom Ja- ins
Nein-Lager gewechselt und damit der parlamentarischen Initiative zum deutlicheren
Erfolg verholfen hatten. Umgekehrt waren vier Mitglieder der SVP-Fraktion vom Nein-
ins Ja-Lager gewechselt.

Volksrechte

Wahrend auf der einen Seite eine Debatte um die Vereinbarkeit von Initiativen und
Ubergeordnetem Recht geflihrt wurde, strebte die SVP auf der anderen Seite gleich mit
drei Vorstossen Regelungen an, mit denen sich die Vereinbarkeitsfrage gar nicht mehr
stellen wirde. In einer ersten parlamentarischen Initiative forderte die SVP-Fraktion,
jlingeren Bundesgesetzen gegeniiber dlteren Staatsvertrdgen Vorrang einzurdumen.
Bei Widersprichen zwischen Landesrecht und Volkerrecht muisste zwingend ersteres
angewendet werden. Eine zweite parlamentarische Initiative der SVP-Fraktion wollte in
der Verfassung festschreiben, was ,zwingendes Volkerrecht' bedeutet, aufgrund dessen
eine Initiative bei widersprechender Forderung ungultig wirde (09.466). Die SVP schlug
einen solchen Katalog gleich selber vor, der ius cogens umfasste (Verbot des
Angriffskriegs, Verbot der Folter, Verbot des Vélkermords und Verbot der Sklaverei) und
also wesentlich weniger weit gespannt wurde, als etwa die UNO-Menschenrechtscharta.
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Beide parlamentarischen Initiativen hatten im Nationalrat keine Chance. Die grosse
Kammer Uberwies allerdings ein Postulat der SVP-Fraktion, das den Bundesrat
beauftragt, einen Wechsel vom Monismus zum Dualismus zu prifen (09.3676). Bei
einem Staatsvertrag soll jeweils abgeklart werden, inwieweit dieser und die auf ihm
basierende Rechtsprechung Vorrang gegentuber dem Landesrecht haben soll. Mit dem
Prinzip des Dualismus wird anerkannt, dass Volkerrecht und Landesrecht
unterschiedliche Rechtsordnungen darstellen. Neues Voélkerrecht muss hier zuerst in
Landesrecht umgewandelt bzw. in die Normenhierarchie eines Staates eingeordnet
werden. Beim Monismus wird hingegen von einer Einheit der Rechtsordnung
ausgegangen und internationale Normen ergéanzend zum Landesrecht ohne vorgéngige
Umsetzung in dasselbe angewendet. °

Die Rate hatten derweil Uber Vorstdsse zu befinden, die in dahnliche Richtungen zielten.
Die parlamentarische Initiative Moret (fdp, VD) hatte die Giiltigkeitspriifung einer
Initiative einer richterlichen Instanz im Sinne eines Verfassungsgerichts unterstellen
wollen (Pa.lv. 09.521). Mit dem Argument, dass diese Prifung erst nach der Sammlung
der Unterschriften zur Anwendung kame, wurde der Vorstoss in der Sondersession im
April vom Nationalrat verworfen. In der gleichen Debatte wurde in der grossen Kammer
ein Postulat der SPK-NR (Po. 10.3885) Uberwiesen, das den Bundesrat beauftragte,
mogliche Verfahren fir eine Gultigkeitsprifung vor der Unterschriftensammlung
aufzuzeigen. Trotz des Hinweises von Bundesratin Sommaruga, dass der Bundesrat
diesem Anliegen bereits im Zusatzbericht nachgekommen sei, wurde der Vorstoss
angenommen. Im Herbst lehnte der Stéanderat die parlamentarische Initiative Vischer
(gp, ZH) ab, die ein Volksbegehren auch dann fir ungiltig erklaren lassen wollte, wenn
es gegen den Grundrechtsschutz und Verfahrensgarantien des Volkerrechts verstosst
(z.B. Menschenrechtskonvention). Der im Vorjahr vom Nationalrat noch Uberwiesene
Vorstoss wurde in der kleinen Kammer als zu weit gehend beurteilt (Pa.lv. 07.477). Dafir
Uberwies der Stéanderat in der gleichen Sitzung eine Motion seiner SPK-SR, mit welcher
der Bundesrat beauftragt wird, auf der Basis des Zusatzberichtes eine Vorlage zu
erarbeiten, in der die rechtlichen Grundlagen fur die nichtbindende materielle
Vorprufung des Initiativtextes vor der Sammlung der Unterschriften erarbeitet werden
(Mo. 11.3468). Die gleichlautende Motion der staatspolitischen Kommission des
Nationalrates (SPK-NR) wurde dann in der Wintersession auch von der Volksvertretung
Uberwiesen. Allerdings nahm die nationalratliche Kommission auch den zweiten Punkt
des Zusatzberichtes des Bundesrats auf und verlangte Vorschlage flr eine Erweiterung
des Katalogs der Griinde flir die Ungtltigkeit einer Volksinitiative (Mo. 11.3468). ¢

Noch Ende 2011 waren zwei Motionen diskutiert worden, die auf Massnahmen zur
besseren Vereinbarkeit von Volksinitiativen mit den Grundrechten abzielten. Auf der
Basis des bundesratlichen Zusatzberichts zum Verhaltnis von Volkerrecht und
Volksinitiativen verlangte die Motion der staatspolitischen Kommission des Sténderates
einen Katalog von rechtlichen Grundlagen fur die nichtbindende materielle Vorprufung
eines Initiativtextes vor der Sammlung der Unterschriften (11.3751). Beide Kammern
hatten diesen Vorstoss angenommen, die nationalratliche SPK verlangte aber in einer
von der grossen Kammer ebenfalls 2011 noch angenommenen zweiten Motion zusétzlich
Vorschlage fur eine Erweiterung des Katalogs der Grunde fur die Ungultigkeitserklarung
einer Volksinitiative (z.B. ein Gebot der Beachtung der Grundrechte oder der
Menschenrechtskonvention in der Verfassung). In der Frihjahrssession war dieser
zweite Punkt Gegenstand recht ausfihrlicher Diskussionen im Stéanderat Uber die
Bedeutung der direkten Demokratie gegentber zentraler Grund- und Menschenrechte.
Schliesslich stimmte der Rat mit Stichentscheid des Présidenten fir Annahme der auch
vom Bundesrat unterstitzten Motion. ’

Fur einigen Wirbel sorgten die Referenden gegen die Steuerabkommen mit
Deutschland, Grossbritannien und Osterreich, die von der Auns, dem Bund der
Steuerzahler, der Juso und der jungen SVP ergriffen wurden. Aufgrund von Termindruck
musste das Abstimmungsblchlein mit den Referenden bereits gedruckt werden,
obwohl noch nicht klar war, ob die Referenden Uberhaupt zustande kommen wirden.
Erst Ende Oktober verfligte die Bundeskanzlei das Nichtzustandekommen der drei
Referenden aufgrund fehlender Unterschriften. Vom b56-seitigen Bundesbuchlein
waren also nur noch 18 Seiten (fir die Anderung des Tierseuchengesetzes) giiltig. Die
Mehrkosten flur den Druck betrugen rund CHF 1 Mio. Fur lange Diskussionen sorgte aber
auch die Kritik der Referendumskomitees an einzelne Gemeinden, welche fur die
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Beglaubigung der Unterschriften zu viel Zeit gebraucht hatten. Das Bundesgesetz tber
politische Rechte (Art. 62) sieht vor, dass die Unterschriften ,unverzlglich™ beglaubigt
und dem Komitee zurlickgegeben werden mussen. Vor allem die Auns bemangelte
insbesondere Gemeinden aus dem Kanton Genf, die beglaubigte Unterschriften mittels
B-Post zurlickgeschickt hatten, welche dann nicht fristgerecht eingereicht werden
konnten. Sie klindigte eine Liste saumiger Gemeinden und gar eine Beschwerde ans
Bundesgericht an. Auch der Gewerbeverband beklagte das Verhalten der Gemeinden im
Rahmen seiner Unterschriftensammlung gegen das Raumplanungsgesetz. In der Folge
wurden verschiedene Losungen diskutiert. Den Gemeinden solle etwa eine Frist
vorgeschrieben werden oder die Beglaubigung sei ausserhalb der Referendumsfrist von
90 Tagen anzusetzen. Eine dhnliche Diskussion wurde bereits Anfang der 1990er Jahre
geflhrt, als das Referendum gegen die NEAT nur sehr knapp zustande gekommen war.
Die Staatspolitische Kommission reichte in der Folge eine Kommissionsmotion ein, die
getrennte Fristen fir das Sammeln und Beglaubigen der Unterschriften verlangt. Noch
in der Wintersession nahm die grosse Kammer das Begehren an. Im Standerat stand das
Geschaft 2012 noch aus. Ebenfalls noch nicht behandelt war eine Motion Stamm (svp,
AG) (12.4260), die die Verantwortung fir die Beglaubigung nach der Frist fur die
Unterschriftensammlung an die Bundeskanzlei Gbertragen will. ®

Die aufgrund der Probleme bei der Unterschriftensammlung flr die Referenden gegen
die Doppelbesteuerungsabkommen mit Deutschland, Osterreich und Grossbritannien
eingereichte und noch 2012 von der grossen Kammer gutgeheissene Motion der
Staatspolitischen Kommission des Nationalrats wurde im Berichtjahr im Sténderat
behandelt. Inhalt der Motion war die Forderung nach getrennten Fristen fiir das
Sammeln und die Beglaubigung der Unterschriften. Besagte Referenden waren knapp
nicht zustande gekommen, woflr die Referendaren - allen voran die Auns - das
schleppende Beglaubigungsverfahren in den Gemeinden verantwortlich gemacht
hatten. In der Zwischenzeit hatte das Bundesgericht die Beschwerde der Auns
allerdings abgewiesen. Die nachgereichten bescheinigten Unterschriften waren nicht
fristgerecht eingereicht und deshalb als unglltig betrachtet worden. Das Gericht
bekréaftigte damit Artikel 141 BV, wonach bescheinigte Unterschriften bis spatestens am
letzten Tag der 100-tégigen Frist bei der Bundeskanzlei eintreffen mussen.
Bundeskanzlerin Casanova wies die Standerate darauf hin, dass die Probleme haufig bei
der mangelnden Organisation der Referendumskomitees selber liegen, welche die
Unterschriften den Gemeinden zu spat oder gesammelt statt gestaffelt zur
Beglaubigung Uberreichen. Auch weil der Bundesrat in seiner Antwort auf die Motion
darauf hinwies, dass er eine Teilrevision der politischen Rechte zu diesem Anliegen
vorbereite, lehnte die kleine Kammer die Motion mit 32 zu 1 Stimme bei 4 Enthaltungen
ab. Eine Motion Stamm (svp, AG) (12.4260), die in eine &hnliche Stossrichtung zielte,
wurde in der Folge auch im Nationalrat mit 127 zu 66 Stimmen abgelehnt. Die SVP wurde
in diesem Begehren einzig von der geschlossenen grinen Fraktion unterstitzt. In der
Vernehmlassung, in welche die besagte Revision der politischen Rechte im Marz
geschickt wurde, stiess die Idee einer gestaffelten Frist auf eher negative Reaktionen. ’

Das Postulat der FDP, mit dem Grundlagen flr ein klareres Verhaltnis zwischen
Volkerrecht und Landesrecht geschaffen werden sollen, wurde im Nationalrat in der
Frihjahrssession stillschweigend angenommen. Es verlangt eine Prifung der Idee eines
obligatorischen Referendums fur volkerrechtliche Vertrage mit verfassungsmassigem
Charakter und der |Idee einer Hierarchie volkerrechtlicher Normen nach
demokratischer Legitimation: Vertrdge (und Verfassungsartikel) mit obligatorischem
Referendum wiirden gegentber Vertragen (bzw. Gesetzen) mit fakultativen bzw. keinem
Referendum hoher gewichtet. Mit dem obligatorischen Referendum wdirde also ein
Parallelismus geschaffen und Konfliktfalle zwischen Normen des Landesrechts und des
Volkerrechts koénnten entsprechend der Normstufe besser geldst werden. Der
Bundesrat war bereit, den Auftrag anzunehmen, und verwies in seiner Antwort auf seine
Botschaft zur Volksinitiative ,Staatsvertrage vors Volk®, wo er einen vom Parlament
allerdings abgelehnten Gegenvorschlag unterbreitet hatte, der das obligatorische
Referendum fur verfassungsdndernde volkerrechtliche Vertrage vorgesehen hatte.
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Eine Folge der Abstimmung Uber die Gripen-Beschaffung waren Diskussionen um die
Einflhrung eines Finanzreferendums auf nationaler Ebene. Zu dieser Debatte beitragen
soll auch eine Motion von Lorenzo Quadri (lega, Tl), mit der er ein partielles und
obligatorisches Finanzreferendum fur alle flr das Ausland bestimmten Beitrage fordert.
Konkret schwebt dem Abgeordneten der Lega vor, dass der Stimmbevdlkerung jeweils
bei den November-Abstimmungen eine Liste mit allen geplanten Auslandbeitragen
vorgelegt wird, Uber die jeweils einzeln entschieden werden kann. Die allgemeinen
Kosten fur diese Abstimmung sollten dann den angenommenen Beitragen abgezogen
werden.

In seiner Antwort von Mitte August 2014 verwies der Bundesrat auf éhnliche Begehren,
die aber allesamt abgelehnt worden seien. Zudem wiirde das vorgeschlagene Veto die
Glaubwdurdigkeit und Handlungsfahigkeit der Schweiz einschranken. Falls es sich um
einen Sparvorschlag handle, wirden mit der Schulden- und der Ausgabenbremse
bereits wirksame Instrumente greifen. Schliesslich beurteilte die Regierung die Motion
als nicht umsetzbar: Mit einem obligatorischen Referendum zu jedem Finanzbeschluss
wirden Entscheidungsprozesse mindestens erschwert, wenn nicht gar ganz blockiert.
Daruber hinaus wirde man der Stimmburgerschaft eine kaum zu bewaltigende Last
aufblrden, weil sehr viele Beschlisse vorgelegt werden mussten. Nur schon bei den
Beitragen an internationale Organisationen wirde eine solche Liste bereits tGber 70
Kredite umfassen. "

Schon seit geraumer Zeit schlug sich die SVP mit dem Gedanken herum, eine Initiative
zu lancieren, mit der das Verhaltnis zwischen Landesrecht und Vélkerrecht definiert
werden soll. Bereits 2013 hatte Parteiprasident Toni Brunner (svp, SG) moniert, dass
sich das Bundesgericht immer stérker von internationaler Rechtsprechung beeinflussen
lasse. Ein Positionspapier, in dem die schleichende EntmUlndigung des Schweizer Volkes
kritisiert worden war, hatte in der Folge parteiintern als Grundlage fur die Ausarbeitung
einer Volksinitiative gedient, die Mitte August 2014 mit einer Medienkonferenz
angeklindigt und deren Lancierung Ende Oktober 2014 an der Delegiertenversammlung
beschlossen worden war. Hans-Ueli Vogt (ZH, svp), Kantonsrat aus Zirich und Vater des
Initiativtextes, bemangelte insbesondere, dass das Volkerrecht die Umsetzung
angenommener Volksinitiativen erschwere.

Zu Beginn des Wahljahres, am 10. Méarz 2015, wurde die Unterschriftensammlung fir die
Volksinitiative «Schweizer Recht statt fremde Richter (Selbstbestimmungsinitiative)>»
schliesslich mit viel Aufhebens gestartet: Mit Hilfe eines SVP-«Extrablatts», das eine
Auflage von rund 4.2 Mio. Exemplaren hatte, wurde das Begehren von der Volkspartei
lanciert.

Die Regelung des Verhéltnisses zwischen Volker- und Landesrecht war zwar auch im
Parlament aufgrund einiger Vorstdsse diskutiert worden, mit ihrer Idee, das
Landesrecht Uber das Volkerrecht zu stellen und im Falle eines Normenkonflikts
internationale Vertréage neu zu verhandeln oder zu kiindigen und damit notfalls gar die
Kindigung der Européischen Menschenrechtskonvention in Kauf nehmen zu wollen,
stand die SVP in der Parteienlandschaft allerdings ziemlich alleine auf weiter Flur. ™

Mitte Juni 2015 legte der Bundesrat seinen Bericht zum Postulat der FDP-Fraktion vor,
das eine Klarung des Verhéltnisses zwischen Volkerrecht und Landesrecht gefordert
hatte. Die Regierung anerkannte im Fazit ihres Berichtes, dass insbesondere im
Verhaltnis zwischen Volksinitiative und Volkerrecht eine zunehmende Problematik
bestehe. Eine Hierarchisierung oder eine Vorrangregel von Landesrecht sei allerdings
kaum ohne negative Auswirkungen auf die Glaubwurdigkeit der Schweiz als verlassliche
Vertragspartnerin moglich. Der Bundesrat schlug indes vor, dass jeweils vor der
Verabschiedung eines Erlasses oder vor Abschluss eines Vertrages die Konsequenzen
far Volker- bzw. Landesrecht eruiert werden sollten, um bereits bei der
Verabschiedung Klarheit zu schaffen, ob Unvereinbarkeiten bestiinden und wie diese
allenfalls beseitigt werden mussten.

Zur Frage nach einem moglichen obligatorischen Referendum bei Staatsvertragen mit
verfassungsmassigem Charakter ging der bundesratliche Bericht auf das bestehende
«Referendum sui generis» ein. Es gebe ja bereits ein obligatorisches
Staatsvertragsreferendum, das bei Vertragen Anwendung findet, mit denen die Schweiz
Mitglied von supranationalen Organisationen werden soll. Dem fakultativen
Staatsvertragsreferendum unterstehen Vertrage, die unbefristet und unkindbar sind.
DarlUber hinaus bestehe aber auch ein ungeschriebenes Verfassungsrecht: Dieses
«Referendum sui generis» kdnne dann zur Anwendung gelangen, wenn ein Vertrag eine
so grosse Bedeutung habe, dass ihm Verfassungsrang zukomme. Dies habe man sich
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beispielsweise beim Schengen- und Dublin-Assoziierungsabkommen Uberlegt, damals
aber verworfen. Falls je nach einem allfélligen Austritt ein Wiederbeitritt in die
Europaische Menschenrechtskonvention nétig ware, dann wirde dieser beispielsweise
einem obligatorischen Referendum unterstellt werden.

Die Motion von Lorenzo Quadri (lega, Tl), ein obligatorisches Finanzreferendum fir alle
Beitrédge einzufuhren, die ans Ausland bezahlt werden, fand nicht einmal in der
gesamten SVP-Fraktion Unterstlitzung. Simonetta Sommaruga verwies in der Debatte
noch einmal auf den bereits im Antrag der Regierung flr die Ablehnung der Motion
erdrterten Punkt der Unverhéltnisméssigkeit. Die riesige Zahl an Abstimmungen, die bei
einem solchen sektoriellen Finanzreferendum fur Kreditbeschllsse notig ware, durfe
den Stimmbdurgerinnen und Stimmbdrgern nicht zugemutet werden. Volksentscheide
seien dazu da, strategische Entscheide zu treffen. Mit einem neuen Instrument, wie es
von Quadri vorgeschlagen werde, wirde die Stimmbevdélkerung aber operativ in Details
eingreifen. Um einzelne Finanzposten solle sich aber besser das Parlament kimmern.
Quadri hatte vergeblich geltend gemacht, dass es nicht mdglich sei, gegen alle
unnodtigen Auslandszahlungen einzeln Unterschriften zu sammeln. Bei der Abstimmung
hielten dem Tessiner lediglich 33 SVP-Fraktionsmitglieder die Stange. Von den 148 Nein
stammten deren 28 auch von der Volkspartei. ™

Am 12. August 2016 reichte die SVP die notige Anzahl Unterschriften flr ihre
Volksinitiative «Schweizer Recht statt fremde Richter (Selbstbestimmungsinitiative)>»
bei der Bundeskanzlei ein - diese beglaubigte ein paar Wochen spater 116'428
Unterschriften - und nutzte die Ubergabe der Unterschriftenbogen zugleich fiir einen
erneuten Medienauftritt. Weil das Parlament, die Regierung, die Verwaltung und die
Justiz «in unheimlichem Zusammenspiel» (zitiert aus der NZZ) das Volk als obersten
Gesetzgeber entmachte, misse die direkte Demokratie gestérkt werden. Die Umsetzung
von Initiativen - die SVP verwies auf ihre eigene Ausschaffungsinitiative, auf die
Masseneinwanderungsinitiative und die Verwahrungsinitiative - werde mit Verweis auf
internationales Recht immer héufiger verhindert, obwohl Volk und Stéande den
Begehren zugestimmt hatten, so die Initianten. Der direkten Demokratie werde also nur
wieder Gehor verschafft, wenn im Falle eines Widerspruchs zwischen Bundesverfassung
und volkerrechtlichen Bestimmungen Erstere den Vorrang erhalte, indem Letztere
entweder angepasst oder geklndigt wirden. Massgeblich sollten zudem nur noch jene
volkerrechtlichen Vertrage sein, die direktdemokratisch legitimiert, also dem
fakultativen Referendum unterstanden hatten.

Gegen das Volksbegehren hatte sich schon frih Widerstand geregt. Bereits im Juni 2016
hatte die Organisation «Schutzfaktor M» zu einer Medienveranstaltung eingeladen, an
der vor der Selbstbestimmungsinitiative gewarnt worden war. Die Madglichkeit,
Staatsvertrage durch Volksinitiativen ausser Kraft zu setzen, komme einer
Verabsolutierung der Demokratie gleich, was gefahrlich sei, gab etwa Heinrich Koller,
der ehemalige Direktor des Bundesamtes flr Justiz, zu Protokoll. Alt-Bundesrichter
Niccold Raselli (sp) warnte vor einer «Anti-Menschenrechts-Initiative», da die Gefahr
einer Kuindigung der Europaischen Menschenrechtskonvention bestehe. Hans-Ueli Vogt
(svp, ZH) - der mittlerweile in den Nationalrat gewahlte Kopf hinter der Initiative -
wehrte sich gegen den Vorwurf, dass die SVP gegen die Menschenrechte sei; sie stosse
sich  lediglich an den immer haufiger auftretenden Eingriffen des
Menschenrechtsgerichtshofes in Strassburg in das Schweizer Recht. ™

Wer soll verantwortlich sein fiir die Anderung und die Kiindigung von Staatsvertragen?
Mit dem Ziel, diese Frage zu klaren, reichte die SPK-SR Ende August 2016 eine
Kommissionsinitiative ein. Die nicht eindeutige Rechtslage zur Zustandigkeit misse
geklart werden. Die Kommission stellte sich dabei gegen die Ansicht des Bundesrates,
der sich fur alleinig verantwortlich betrachtete. Sie schlug hingegen vor, die gleichen
Grundlagen wie flir die Genehmigung von Vertragen anzuwenden. Je nach Tragweite
eines internationalen Abkommens ist lediglich die Regierung oder das Parlament oder
gar die Stimmbevolkerung fur den Abschluss eines Vertrags zustandig. Dies solle bei der
Kindigung genau gleich gehandhabt werden. Die SPK-SR brachte die Beispiele einer
Kindigung der EMRK oder des Freizligigkeitsabkommens mit der EU an. Es sei nicht
vorstellbar, dass der Bundesrat in solchen Féllen alleine entscheiden kénne. Rund drei
Monate spater schloss sich die SPK-NR einstimmig der Forderung ihrer
Schwesterkommission an. "
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Anfang Juli 2017 legte der Bundesrat die Botschaft zur Volksinitiative «Schweizer Recht
statt fremde Richter (Selbstbestimmungsinitiative)» vor. Die Regierung empfahl das
Begehren ohne Gegenvorschlag zur Ablehnung. Als Hauptargumente flihrte sie die
Gefahr negativer aussenpolitischer sowie aussenwirtschaftlicher Auswirkungen an. Sich
Uber bestehende internationale Vertrage hinwegzusetzen, entspreche nicht der
Rechtskultur der Schweiz und untergrabe die Rechts- und Planungssicherheit. Zudem
weise die Volksinitiative innere Widerspriiche auf. Es sei bereits heute klar, dass die
Bundesverfassung oberste Rechtsquelle ist. Der Gegensatz zwischen Landesrecht und
Voélkerrecht sei konstruiert: «Voélkerrechtliche Verpflichtungen einzugehen, bedeutet
keine Einschrankung, sondern AuslUbung der nationalen Souveranitat». Zwar gabe es
gemass dem Bundesrat durchaus Spannungen zwischen Volker- und Landesrecht,
insbesondere bei der Umsetzung von vélkerrechtswidrigen Volksinitiativen, diese seien
aber eher als Chance anzusehen, weil pragmatische und breit abgestitzte
Losungsfindungen maoglich seien, was mit der von der Initiative vorgeschlagenen starren
Hierarchie hingegen verbaut wirde. Die «in der Selbstbestimmungsinitiative enthaltene
Ermachtigung zum Vertragsbruch» hatte nachteilige Auswirkungen fur Wirtschaft und
Aussenpolitik. Gerade der Kleinstaat Schweiz sei angewiesen auf vdlkerrechtliche
Vertrage, um nicht dem Recht des Starkeren ausgeliefert zu sein. Nur wenn man sich
selber an Vertrage halte, kénne man auch Zuverlassigkeit von anderen Vertragspartnern
erwarten. Anstelle der versprochenen Kléarung des Verhaltnisses von Landesrecht und
Voélkerrecht wirde man sich bei einer Annahme eher eine Erschwerung aufhalsen.
Zudem wurde die direkte Demokratie bei wichtigen Fragen damit nicht gestarkt,
sondern geschwéacht, weil man letztlich den Gerichten die Deutungshoheit tUberlassen
musste.

Vor der Presse wandte sich Justizministerin Simonetta Sommaruga mit deutlichen
Worten gegen die Initiative. Sie warf den Initianten laut der Tribune de Genéve vor, im
Text vor allem hinsichtlich der Anwendung - wann genau herrscht ein Konflikt zwischen
Landes- und Volkerrecht und wer entscheidet, ob ein Vertrag allenfalls gekindigt
werden musste — willentlich unprézise geblieben zu sein, um die Verantwortung nicht
Ubernehmen zu mussen («Les initiants sont restés volontairement flous pour ne pas
assumer leurs responsabilités»). Wahrend die SVP sich ob dem Entscheid des
Bundesrates erbost zeigte, - Hans-Ueli Vogt (svp, ZH) gab seine Enttduschung zu
Protokoll, dass der Bundesrat nicht einsehen wolle, dass das Verhaltnis zwischen
Vélkerrecht und Landesrecht problematisch sei und deshalb eine Lésung gefunden
werden musse - begrissten Parteien, Wirtschaftsverbédnde und verschiedene
Interessenorganisationen den Entscheid.

In der Frihjahrssession 2018 behandelte der Standerat die Volksinitiative «Schweizer
Recht statt fremde Richter (Selbstbestimmungsinitiative)>». Die Debatte wurde vom
Schweizer Fernsehen direkt Ubertragen. Robert Cramer (gp, GE), Sprecher der RK-SR,
erdrterte zunachst die ablehnende Position der Kommission, die sich unter anderem
auch auf die Anhdrung verschiedener Rechtsprofessorinnen und Rechtsprofessoren
stitze, welche einhellig der Meinung seien, dass die Initiative mehr Probleme
verursache, als sie 16st. Die momentane Situation lasse den obersten Gerichten den
notigen Spielraum flr eine Abwagung zwischen Volkerrecht und Landesrecht. Es sei in
den Augen der Experten nicht angebracht, die beiden Normen gegeneinander
auszuspielen, da internationales Recht, das in der Schweiz angewendet werde, genauso
legitim und demokratisch abgestitzt sei wie das Landesrecht selbst. Cramer erklarte,
dass die Kommission auch verschiedene Akteure aus der Wirtschaft angehoért habe,
wobei die Stellungnahmen auch hier einhellig gegen die Initiative ausgefallen seien. Die
Kommission sei auch deshalb mit 12 zu 1 Stimmen zum Schluss gekommen, dem Rat die
Ablehnung der Initiative zu empfehlen. Allerdings gebe es zwei Minderheitenantrage:
Zum einen lege Andrea Caroni (fdp, AR) - unterstltzt von vier Kommissionsmitgliedern
- einen Gegenvorschlag vor, zum anderen empfehle Thomas Minder (parteilos, SH) die
Initiative zur Annahme.

Andrea Caroni betonte in seinem Votum fur seinen Gegenvorschlag, dass die Schweizer
Rechtsordnung bei Konfliktfragen unterschiedlicher Normstufen sehr klar sei, mit
Ausnahme eben des Verhaltnisses zwischen Landes- und Vélkerrecht. Dort herrsche
«Improvisation» oder «Durchwursteln» vor, wobei in der Regel die Bundesgerichte
«mit der Wurst betraut» seien. Dies sei aber «institutionell falsch» und es brauche
deshalb eine klare Regelung. Eine solche muisse im Normalfall - hier wich der
Gegenvorschlag deutlich von der Initiative ab - dem Vélkerrecht den Vorrang geben, da
man hier im Sinne von «Pacta sunt servanda» gegebene Versprechen einzuhalten habe.
In begrindeten Ausnahmeféllen solle allerdings die Modglichkeit bestehen, durch
ausdricklichen und expliziten Beschluss durch den Verfassungs- oder Gesetzgeber vom
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Vorrang des Volkerrechts abzuweichen. Caroni exemplifizierte seine Idee an der
Umsetzung der Masseneinwanderungsinitiative, die ja nicht explizit eine Anderung von
Vélkerrecht vorgesehen habe. Wére sein Vorschlag damals schon umgesetzt gewesen,
dann hatte in der Initiative entweder explizit erwédhnt werden miussen, dass ein
internationaler Vertrag - konkret das Personenfreizigigkeitsabkommen - geklindigt
werden solle, oder die Nichterwahnung héatte bedeutet, dass die Initianten das
Volkerrecht implizit akzeptierten und bei der Umsetzung darauf Ricksicht genommen
werden musse. Caroni fihrte weiter aus, dass er seinen Vorschlag nicht aus taktischen
Uberlegungen einreiche, weil er Angst vor einer Annahme der Initiative an der Urne
habe. Es gehe ihm vielmehr um das inhaltliche Anliegen, das er mit den Initianten teile:
Die konkrete Regelung des Verhéltnisses zwischen Landes- und Vdlkerrecht. Allerdings
schlug er selber vor, auf den Gegenvorschlag zu verzichten - und diesen vorerst zu
schubladisieren -, wenn die Initianten ihr Begehren nicht zu dessen Gunsten
zurlickziehen wirden. Die Materie sei fir sich ggnommen schon komplex genug. Wenn
gleich zwei Vorlagen an die Urne kdmen, sei dies dem Verstandnis des Themas wohl
eher abtraglich.

Thomas Minder zéhlte in der Verteidigung seines Minderheitenantrags zur Annahme der
Volksinitiative eine Reihe von aktuellen Vorstdssen auf, in denen das Parlament
Beschlusse fasse, die im Widerspruch zu bestehendem internationalen Recht stinden:
So verstosse etwa die Motion Grin (svp, VD), welche die Ausklammerung von Palmol
beim Freihandelsabkommen mit Malaysia verlange und soeben vom Nationalrat
angenommen worden sei, gegen EFTA-Recht. Ebenso stinde eine Annahme der Fair-
Food-Initiative im Widerspruch zu zahlreichen voélkerrechtlichen Vertragen. Es gebe
aber auch andere Beispiele, wo Vertragspartner der Schweiz Vertrage nicht ganzlich
einhielten. So habe etwa die EU bei Horizon 2020 oder Erasmus plus volkerrechtliche
Verpflichtungen verletzt. Niemand habe damals nach einer Kundigung der Bilateralen
Vertrage gerufen, sondern man habe die Krote geschluckt. Bei den Uber 5'000
volkerrechtlichen Vertragen, welche die Schweiz abgeschlossen habe - in ihrem
Schlussvotum sprach Bundesratin Simonetta Sommaruga von rund 4'000 Vertragen -
bestliinden zahlreiche potenzielle Normenkonflikte. Und hier setze die Initiative an,
indem sie klar festlege, dass bei Normenkonflikten die Verfassung vorzugehen habe.

In der Folge ausserten sich 17 Standeratinnen und -réate zur Vorlage, wobei sich die
Argumente mehr oder weniger wiederholten: Die Initiative sei konfus und
widerspruchlich; der SVP wurde vorgeworfen sich damit nicht gegen fremde Richter,
sondern gegen das eigene Bundesgericht zu wenden. Betont wurde zudem die
Gefahrdung schweizerischer Wirtschaftsinteressen. Die Verlasslichkeit der Schweiz
wirde bei einer Annahme des Begehrens auf dem Spiel stehen. Volkerrecht helfe
zudem insbesondere Kleinstaaten, die ohne rechtliche Absicherung dem Recht des
Starkeren ausgesetzt waren.

Die Stédnderate der SVP sprachen sich fur eine Annahme der Initiative aus, weil laut
Werner Hoésli (svp, GL) die «Macht des Volkes» geschitzt werden musse; gemass Peter
Fohn (svp, SZ) der zunehmenden Aushoéhlung der Bundesverfassung durch
internationale  Bestimmungen Einhalt geboten werden mdisse; oder der
Politikverdrossenheit begegnet werden musse, die - so Alex Kuprecht (svp, SZ) - auch
deshalb wachse, weil «die Menschen das Geflihl haben [...], dass die da oben in Bern
sowieso machen, was sie wollen» - etwa bei der Umsetzung angenommener
Volksinitiativen. Gefordert sei deshalb ein «bisschen mehr 'Switzerland first'».

Der Standerat war sich also mehrheitlich einig darin, dass die Initiative abzulehnen sei.
Weniger einig waren sich die Kantonsvertreterinnen und -vertreter hingegen darlber,
ob die Normenkonflikte, die sich langfristig wohl noch haufen werden, gesondert
geregelt werden mussten, oder ob die so genannte Schubert-Praxis gentige. Zur Frage
stand folglich, ob man es wie bis anhin dem Bundesgericht Uberlassen wolle, zu regeln,
wann Landesrecht ausnahmsweise Volkerrecht vorgehen solle. Nicht wenige Voten
pladierten fur den Gegenvorschlag Caroni. Letztlich setzte sich allerdings die
Uberzeugung durch, dass auch der Gegenvorschlag eine «fausse bonne idée» sei, wie
sich Didier Berberat (sp, NE) ausdriickte.

In ihrem Schlussvotum wollte Justizministerin Simonetta Sommaruga klarstellen, dass es
«grundfalsch» sei, das Volkerrecht mit Unterdrickung und Fremdbestimmung in
Verbindung zu bringen. Sie wies auf verschiedene Geschéfte hin, mit denen die
Problematik der Beziehung internationaler Vertrdge und innerstaatlichen Rechts
angegangen werde - so etwa eine Erweiterung des obligatorischen
Staatsvertragsreferendums oder die Anpassung der Symmetrie bei der Kindigung von
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Staatsvertragen. Die Bundesratin hielt zudem Gericht Uber das Parlament: Man habe in
der Debatte einige Male gehort, dass der Volkswille nicht richtig umgesetzt werde, diese
Kritik richte sich aber eigentlich an die Volks- und Kantonsvertretung. Das Parlament
habe ja bereits die Mdglichkeit, im Einzelfall zu entscheiden, dass Landesrecht
gegenulber internationalem Recht der Vorrang gegeben werden solle. Und wenn es dies
nicht tue, dann habe es sicherlich gute Grinde dafir. Der Bundesrat empfehle die
Initiative insbesondere deshalb zur Ablehnung, weil sie starre Regeln fordere und so die
zahlreichen, heute bestehenden Moglichkeiten fur pragmatische Einzelfallldsungen
beschneide. Das Begehren verspreche zwar Klarheit im Verhéltnis zwischen
Landesrecht und internationalem Recht, schaffe aber grundséatzlich das Gegenteil,
namlich Rechtsunsicherheit. Dies ware freilich - so die Magistratin abschliessend -
auch beim diskutierten Gegenvorschlag der Fall.

Nach rund vierstliindiger Debatte schritt die kleine Kammer zur Abstimmung. Das
Stimmverhéltnis von 27 zu 15 Stimmen flr Nichteintreten auf den Gegenvorschlag
Caroni widerspiegelte den doch recht grossen Wunsch nach Klarung, wahrend die
Initiative mit 36 zu 6 Stimmen letztlich recht deutlich zur Ablehnung empfohlen
wurde. ®

Mitte Mai 2018 nahm die SPK-SR mit 11 zu O Stimmen bei einer Enthaltung einen
Gesetzesentwurf an, der die Kiindigung von Staatsvertragen regelt. Zwar seien wichtige
Vertrége bis heute nie geklindigt worden, es gelte aber - insbesondere vor dem
Hintergrund von Volksinitiativen, die in jingerer Vergangenheit in ihrer Umsetzung die
Kindigung volkerrechtlicher Vertrage forderten - die Regeln «vor dem Spiel» und nicht
erst «wahrend des Spiels» zu klaren. Die Kommission stellte sich gegen die Haltung des
Bundesrates, dass dieser alleine zustandig sei fur die Kindigung von internationalen
Abkommen. Vielmehr sei die Kindigung gleich zu regeln wie der Abschluss von
volkerrechtlichen Vertrégen: Die Bundesversammlung sei es, die Abschlisse flr
wichtige, rechtsetzende Vertrage genehmige, also misse es auch das Parlament sein,
das solche Vertrage auflosen kénne. Mitberlcksichtigt werden musste dabei auch das
Referendumsrecht: Auch hier musse das Prinzip des «actus contrarius», also ein
Parallelismus der Zusténdigkeiten, angewendet werden. Kindigungen von wichtigen
Vertrégen seien dem Referendum zu unterstellen.

Auf die Vernehmlassung des Gesetzesentwurfs gingen 36 Stellungnahmen ein. Zwei
Drittel (die 15 Kantone BE, SZ, NW, ZG, SO, BS, BL, SH, AR, Al, SG, GR, AG, Tl, NE; die flnf
Parteien BDP, CVP, FDP, GLP, SP sowie der Stadteverband, der Gewerbeverband, der
Centre Patronal und die Gesellschaft fur Aussenpolitik) sahen nicht nur
Handlungsbedarf in der Frage zur Klarung der Zustandigkeit fur die Kindigung
vOlkerrechtlicher Vertrédge, sondern beurteilten den Vorentwurf der SPK-SR auch
positiv. Die Kantone Thurgau und Glarus sowie die SVP sprachen sich gegen den
Vorschlag aus. Die restlichen Kantone (OW, ZH, LU, FR, VD, VS und GE) und Verbénde
(Gemeindeverband, economiesuisse) nahmen entweder keine Stellung oder enthielten
sich, weil sie mitunter die Notwendigkeit einer Gesetzesdnderung nicht sahen (z.B.
economiesuisse). Die Gegner der Vorlage beflirchteten eine Verkomplizierung des
Verfahrens und eine Relativierung der Kompetenzen der Regierung. Die SVP lehnte die
Vorschlage ab, weil sie faktisch darauf hinausliefen, die direktdemokratische
Mitbestimmung einzuschréanken; zwar nicht beim Abschluss aber bei Neuaushandlung
oder Kundigung von Staatsvertragen.

Da Initiativen der Beratungskategorie der sogenannten «freien Debatte» zugeordnet
werden, haben grundsatzlich alle Parlamentsmitglieder das Recht auf Wortmeldung. In
den anderen, seit 1990 geltenden Beratungskategorien aussern sich in der Regel -
neben den Vertreterinnen und Vertretern des Bundesrates - lediglich
Kommissionssprecherinnen und -sprecher, Antragstellerinnen und Antragsteller von
Vorstéssen oder Minderheitsantragen und allenfalls Fraktionssprecherinnen und
-sprecher. Schon friher uferte die freie Debatte bei Volksinitiativen gerne auch in
einem ziemlichen Redemarathon aus, so etwa bei der «No-Billag»-Initiative. Immer
haufiger wird in solchen Debatten zudem auch das Recht genutzt, Zwischenfragen zu
stellen. So war es auch wenig verwunderlich, dass im Nationalrat nicht weniger als 83
Ratsmitglieder einen Antrag gestellt hatten, um in einem Votum die eigene Position zur
Volksinitiative «Schweizer Recht statt fremde Richter (Selbstbestimmungsinitiative)>»
verdeutlichen zu kénnen. Aufgrund der grossen Zahl an Rednerinnen und Rednern, aber
eben auch aufgrund der zahlreichen vor allem von SVP-Vertreterinnen und -vertretern
gestellten Zwischenfragen dauerte die Debatte schliesslich insgesamt Uber neun
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Stunden - auf drei verschiedenen Sessionstage verteilt.

In der Tat stellten die Fraktionsmitglieder der SVP den Hauptharst der Rednerinnen und
Redner, ndmlich deren 42; von der SP-Fraktion meldeten sich 17 Mitglieder zu Wort, von
der FDP deren acht, von der CVP sieben, von den Grlinen vier und von GLP und BDP je
zwei. Nicht weniger als 82 der 102 Zwischenfragen stammten zudem von der Volkspartei
(FDP: 9; SP: 7; BDP: 2; CVP: 1; GP: 1), wobei die SVP-Fraktionsvertreterinnen und
-vertreter sich haufig auch innerhalb der Fraktion selber befragten, was Roger
Nordmann (sp, VD) zur Zwischenfrage veranlasste, ob es sich hier nicht eher um die
«Selbstbefragungs-Initiative» handle. Den von verschiedenen Ratsmitgliedern
geausserte Verdacht, dass die Volkspartei versuche, die Ratsabstimmung Uber die
Initiative so zu verzdgern, dass das Begehren nicht bereits im November 2018, sondern
im Wahljahr 2019 an die Urne gelangt - Beat Jans (sp, BS) sprach von «Filibustern» und
Nadine Masshardt (sp, BE) staunte dariiber, dass die SVP so viele Fragen zur eigenen
Initiative habe - konnte die SVP nicht ganz ausrdaumen. Freilich kénnen Zwischenfragen
nur gestellt werden, wenn der Ratsprasident oder die Ratspréasidentin - aktuell
Dominique de Buman (cvp, FR) - unmittelbar nach einem Votum die Rednerin oder den
Redner fragt, ob diese oder dieser die Zwischenfrage zulasse. Wird diese Frage
verneint, darf die Zwischenfrage nicht gestellt werden. Die meisten Votantinnen und
Votanten - mit Ausnahme der SVP-Abgeordneten - liessen denn die Zwischenfragen gar
nicht zu. Weil einige darob erzlrnte SVP-Zwischenfragerinnen und -frager ihre Frage
trotzdem in den Saal riefen, musste de Buman einige Ermahnungen aussprechen.

Der Verdacht, dass es der SVP mit ihrer Redner- und Zwischenfragestrategie in der Tat
nicht nur um einen Kampf gegen die «Diskussionsverweigerung [...] der
Demokratieabschaffer in diesem Saal» ging, wie sich etwa Roger Koéppel (svp, ZH)
echauffierte, sondern um eine Verschleppungstaktik, «damit das Geschéaft erst im
Wahljahr vors Volk kommt», wie Roger Nordmann vermutete, wurde durch einen von
Fraktionssprecher Thomas Aeschi (svp, ZG) vorgebrachten Ordnungsantrag weiter
erhértet. Die SVP wehrte sich ndmlich dagegen, dass flr den dritten Debattenteil eine
Nachtsitzung anberaumt wurde, was in der Regel nur bei hoher Geschaftslast oder
dringlichen Geschaften erfolge. Mit ihrem Ordnungsantrag wollte die SVP ihr Begehren
zu den normalen Sitzungszeiten weiter beraten, was wohl eine Verschiebung in die
Herbstsession bedeutet hatte. Die Sprecherin des Blros, Marina Carobbio Guscetti (sp,
TI) wies darauf hin, dass mit der Uberdurchschnittlichen Zahl an Rednerinnen und
Rednern das Kriterium der hohen Geschéftslast sehr wohl erfillt sei. Der
Ordnungsantrag wurde dann mit 121 zu 67 Stimmen abgelehnt. Die 67 Stimmen
stammten allesamt aus den Reihen der Volkspartei.

Auch der am dritten Verhandlungstag gestellte Antrag der SVP, die Anwesenden zu
zéhlen, um das noétige Quorum nachzuprifen, verhalf nicht wirklich zu einer
Beschleunigung der Debatte. Freilich verliessen zahlreiche Parlamentarierinnen und
Parlamentarier nach dem Drlicken des blauen Knopfes - der der Anwesenheitskontrolle
dient - den Nationalratssaal wieder, was Toni Brunner (svp, SG) derart erzlirnte, dass er
als Antwort auf eine entsprechende Zwischenfrage von Thomas Aeschi von einem
«Kindergarten» sprach und seine Tirade gegen die nicht anwesenden Ratskolleginnen
und -kollegen vom Nationalratsprasidenten erst durch Abschalten des Mikrofons
unterbrochen wurde.

Nebst all diesem Geplankel wurden freilich auch Argumente ausgetauscht. In der Tat
dienen die freie Debatte wie auch die Zwischenfragen ja durchaus auch dazu, den
Blrgerinnen und Burgern zu zeigen, welche Begrindungen fur den Bezug der
verschiedenen Fronten geltend gemacht werden. Die ab und zu ziemlich emotional, ja
gar gehassig gefiihrte Debatte - der Sonntags-Blick sprach von einer von der SVP
geplanten und zelebrierten Entgleisung, der Tages-Anzeiger von einem eigentlichen
Politikspektakel und die Aargauer Zeitung warf der SVP vor, statt einer inhaltlichen
Debatte auf Klamauk zu setzen - liess in der Tat deutliche Positionsbezlige erkennen.
Wahrend alle Mitglieder der SVP-Fraktion das Begehren vehement verteidigten, lehnten
alle anderen Fraktionen die Initiative einhellig ab.

Die  Kommissionssprecherin ~ Valérie  Piller ~ Carrard (sp, FR) und der
Kommissionssprecher Kurt Fluri (fdp, SO) berichteten, dass alle von der SPK-NR
angehorten Wirtschaftsvertreterinnen und -vertreter sowie sémtliche Rechtsexperten
die Initiative ablehnten. Es werde beflrchtet, dass das Begehren dem
Wirtschaftsstandort Schweiz schade und in juristischer Hinsicht mehr Probleme
schaffe als 16se. In der Kommission sei zudem die Gefahr einer Kindigung wichtiger
Menschenrechtsabkommen, ja gar der Europadischen Menschenrechtskonvention,
diskutiert worden. Klar sei einzig, dass bei einem Konflikt zwischen Voélker- und
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Landesrecht bestehende Vertréage neu verhandelt oder gekindigt werden mussten. Wer
allerdings in welchem Verfahren feststelle oder entscheide, wann ein Normenkonflikt
bestehe und wann nicht bzw. wann dieser Konflikt genligend gravierend sei, bleibe
vollig  unklar. Dies wirde bei Annahme des Volksbegehrens eine grosse
Rechtsunsicherheit schaffen. Die Kommission empfehle deshalb mit 16 zu 9 respektive
14 zu 11 Stimmen, die Initiative abzulehnen und nicht auf den Gegenvorschlag
einzutreten. Letzterer war von Gerhard Pfister (cvp, ZG) eingebracht worden und
entsprach im Grossen und Ganzen dem schon im Stédnderat gescheiterten Vorschlag
von Andrea Caroni (fdp, AR). Pfister zog seinen Antrag gleich zu Beginn der
nationalratlichen Debatte zurick, weil die Initianten keinerlei Bereitschaft zeigen
wirden, auf seinen Vorschlag fir eine alternative Ldsung Uberhaupt einsteigen zu
wollen.

Die Beflrworterinnen und Beflrworter der Initiative begrindeten ihr Anliegen mit vier
Hauptargumenten: () Die Initiative wolle Rechtssicherheit schaffen, indem die
Hierarchie von Volker- und Landesrecht geklért werde. Dies sei auch angesichts einer
immer stérkeren Einmischung rechtlicher Normen in die Politik (sogenannte
Justizialisierung) von Néten. (Il) Damit werde zudem die (direkte) Demokratie gestarkt
und die Abhéngigkeit vom Ausland gemindert. (Ill) Haufig wurde argumentiert, dass mit
der Initiative nur ein Zustand wiederhergestellt werde, wie er funf Jahre zuvor schon
geherrscht habe. Damit wurde auf ein Bundesgerichtsurteil vom 12. Oktober 2012
rekurriert, mit welchem die Schubert-Praxis faktisch ausser Kraft gesetzt und wodurch
festgelegt worden sei, dass internationales Recht generell nationalem Recht vorgezogen
werden musse. Konkret hatte das Bundesgericht in einem Fall die
Menschenrechtskonvention der Regelung der Ausschaffungsinitiative vorgezogen.
Damit sei die direkte Demokratie gleichsam ausgehebelt worden, so die SVP. Kein
anderer Staat gebe aber internationalem Recht Vorrang vor Landesrecht. (IV) Gewarnt
wurde in diesem Zusammenhang auch vor der Einmischung der EU, die mit dem viel
diskutierten Rahmenabkommen und dem Vorrang von internationalem Recht faktisch
zum «obersten Souveran der Schweizerischen Eidgenossenschaft» werde - so etwa
Hans-Ueli Vogt (svp, ZH). Die Schweiz werde zu einer Marionette und Volksentscheide
verkdmen zu einer Art Umfrageergebnis, was letztlich nur noch eine
Scheinselbstbestimmung sei, erklarte Thomas Aeschi. Andreas Glarner (svp, AG)
verklebte sich den Mund mit blauen Klebestreifen, um zu demonstrieren, dass man sich
den Mund verbieten lasse. Roger Képpel warnte gar von einer «kalten Entmachtung des
Volkes» und Magdalena Martullo-Blocher (svp, GR) stellte die Anschuldigung in den
Raum, dass die «sogenannten Volksvertreter im Saal», denen man im Gegensatz zum
Volk nicht vertrauen kénne, dem sissen Gift der Macht verfallen seien, die Souveranitat
des Volkes an sich rissen und ins Ausland verkauften. Dies sei der Untergang der
Schweiz.

Die Gegnerinnen und Gegner des Begehrens betonten neben den bereits von der
Kommission vorgebrachten Argumenten auch den nétigen Spielraum, den Gerichte im
Einzelfall bréduchten, der aber mit einer Annahme der Initiative stark eingeschrankt
wlrde. Zahlreiche Pladoyers machten sich zudem fur die Menschenrechte stark, die mit
der Annahme einer Initiative geféahrdet waren, weil die Kindigung der
Menschenrechtskonvention durch die Schweiz einen fatalen Vorbildcharakter hatte.
Balthasar Glattli (gp, ZH) sprach etwa von einer «Antimenschenrechts-Initiative». Das
Volksbegehren stelle die Werte der Schweiz - laut Nadine Masshardt (sp, BE)
«Verlasslichkeit, Stabilitdt und Menschenrechte» - fundamental infrage. Die kleine
Schweiz sei auf Vertragssicherheit und auf Volkerrecht angewiesen, damit sie nicht dem
Recht des Starkeren ausgesetzt sei. Aber wer - so fragte sich Matthias Jauslin (fdp, AG)
- gehe mit einem unverlasslichen Partner noch einen Vertrag ein¢ Vélkerrechtliche
Vertrage wirden von der Schweiz freiwillig eingegangen, weil sie von grossem Nutzen
seien, betonte Ruth Humbel (cvp, AG). Die Stimmbevolkerung werde nicht durch
Voélkerrecht entmachtet, weil wichtige Vertrage ja immer direktdemokratisch legitimiert
seien, gab Eric Nussbaumer (sp, BL) zu bedenken.

Das Schlussvotum gehdérte Justizministerin Simonetta Sommaruga. Sie fuhrte aus, dass
sich Souveranitat und globale Vernetzung nicht widersprechen, weil die Schweiz
souveran bestimme, mit wem sie internationale Vertrage abschliesse. Wie diese
Vertrége abzuschliessen seien und dass man sie einzuhalten habe, stehe eigentlich in
der von Volk und Standen abgesegneten Bundesverfassung. Ebenfalls festgehalten sei,
dass es den Gerichten zu Uberlassen sei, bei Normenkonflikten flexibel und pragmatisch
zu entscheiden. Mit der Selbstbestimmungsinitiative wirde dies allerdings auf den Kopf
gestellt. Das Begehren fordere nicht nur, dass Voélkerrecht nicht mehr zahlen solle,
sondern dass die Gerichte im Konfliktfall rechtswidrige Entscheide fallen mussten. Die
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VOLKSINITIATIVE
DATUM: 15.06.2018
MARC BUHLMANN

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 11.09.2018
MARC BUHLMANN

Neuaushandlung von Vertragen wilrde damit zu einer Obligation und bleibe nicht
Option. Die Initiative, weil sie nur Schwarz und Weiss kenne, zwénge die Schweiz in ein
Korsett. Nicht nur die eigene Handlungsfahigkeit wirde eingeschréankt, sondern auch
die Zuverlassigkeit der Schweiz als Vertragspartnerin werde aufs Spiel gesetzt. Zudem
sei die Initiative nicht gentgend deutlich bei der Definition von «Widerspruch». Wann
ein Konflikt zwischen Voélkerrecht und Landesrecht bestehe, wie gross dieser sein
musse und wer dies entscheide, bleibe unklar. Die Justizministerin versuchte auch die
Meinung zu entkraften, dass das Bundesgericht seit 2012 auf die Schubert-Praxis
verzichtet habe; es sei im Gegenteil in mehreren Fallen Bezug genommen worden auf
diese Praxis. Die Schweiz sei erfolgreich, weil sie beweglich und pragmatisch immer
wieder neue Antworten auf neue Herausforderungen gefunden habe. Die im Gegenteil
dazu starre und dogmatische Initiative werde vom Bundesrat deshalb zur Ablehnung
empfohlen.

Wie aufgrund der Debatte nicht anders zu erwarten war, stimmten die 67 anwesenden
Mitglieder der SVP-Fraktion - einzig Ulrich Giezendanner (svp, AG) war abwesend - flr
und die restlichen 127 bei der Abstimmung anwesenden Nationalrdtinnen und
Nationalrate gegen Annahme der Initiative. 2°

Bei den Schlussabstimmungen der beiden Rate zeigte sich wenig Uberraschend das
gleiche Bild wie bei den jeweiligen Debatten. Der Standerat hiess den Bundesbeschluss
Uber die  Volksinitiative «Schweizer Recht  statt fremde Richter
(Selbstbestimmungsinitiative)» mit der Empfehlung zur Ablehnung des Volksbegehrens
mit 38 zu 6 Stimmen ohne Enthaltungen gut. Die sechs Stimmen stammten von den finf
SVP-Standeraten sowie von Thomas Minder (parteilos, SH). Und auch im Nationalrat
lehnte die geschlossene SVP-Fraktion den Bundesbeschluss ab, kam aber mit 68 zu 129
Stimmen (keine Enthaltungen) nicht dagegen an. *

Der Stéanderat beugte sich als Erstrat Uber die parlamentarische Initiative zur Kiindigung
von Staatsvertrdgen. Nebst dem Entwurf flr ein Bundesgesetz galt es auch einen
weiteren Entwurf zu einem Bundesbeschluss zu diskutieren, da auch der Bundesrat
dem Parlament einen themenspezifischen Vorschlag unterbreitete. Inhaltlich verlangten
beide Entwurfe praktisch das gleiche, ndmlich einen Parallelismus der Zustandigkeiten
(actus contrarius): Wer fir den Abschluss eines Vertrags zustandig ist, soll auch fur
dessen Anderung und dessen Kiindigung zustandig sein. Die Kommission schlug dabei
einen materiellen Parallelismus vor, mit dem die Zustéandigkeit je nach Bedeutung eines
Aktes geregelt wird. Andrea Caroni (fdp, AR) flhrte als Sprecher der SPK-SR in der
Ratsdebatte als Beispiel aus, dass Vertrdge bei ihrem Abschluss sehr wichtig sein
kénnen, mit der Zeit aber an Bedeutung verlieren kénnen. In diesem Fall musste der
Vertragsabschluss von der Bevodlkerung beschlossen werden, eine allfallige Kiindigung
kdénnte aber der Bundesrat vornehmen.

Im Prinzip war die Regierung mit diesem Vorschlag einverstanden. Anders als die SPK-
SR wollte sie die Anderung aber nicht in ein Gesetz giessen, sondern beantragte eine
Verfassungsanderung. Dies begrindete der Bundesrat damit, dass bezuglich der
Kindigung von Vertrégen, fur die er alleine zusténdig sei, ein verfassungsrechtliches
Gewohnheitsrecht entstanden sei. Die geplante Kompetenzverschiebung von der
Regierung zum Parlament, bzw. durch Ausbau der Volksrechte hin zur
Stimmbevdlkerung, musse folglich mittels obligatorischem Referendum beschlossen
werden. Caroni bestritt in seinen Ausfihrungen sowohl das Gewohnheitsrecht als auch
die Kompetenz des Bundesrats zur Kiindigung von Vertragen und beantragte Eintreten
auf die Kommissionsvorlage sowie Nichteintreten auf die Vorlage der Regierung.
Justizministerin Simonetta Sommaruga versuchte den Vorschlag des Bundesrates zu
retten, indem sie sich fur Transparenz einsetzte. Es sei in der Tat wichtig, zu regeln, wer
fur die Kindigung von Vertragen zustandig sei. Es sei zwar auch in der Lehre nicht klar,
ob die Zustandigkeit beim Parlament oder bei der Regierung liegen mdusse, und
augenscheinlich habe man hier unterschiedliche Auffassungen. Die geplante Regelung
musse aber explizit und transparent sein, was nur der Fall sei, wenn sie in der
Verfassung festgehalten werde.

Die Kantonsvertreterinnen und -vertreter waren freilich anderer Meinung und
beschlossen mit 4 zu 34 Stimmen (2 Enthaltungen), nicht auf den bundesratlichen
Entwurf einzutreten. Die Vorlage der SPK-SR wurde hingegen behandelt und nach
einigen Prazisierungen, bei denen man den Antragen der Justizministerin folgte, mit 34
zu 4 Stimmen in der Gesamtabstimmung gutgeheissen. Damit ging das Geschaft an den
Nationalrat. #?
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PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
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MARC BUHLMANN

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 17.06.2019
MARC BUHLMANN

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 21.06.2019
MARC BUHLMANN

Mehr Klarheit bei Volksabstimmungen, die bei einer Annahme internationales Recht
brechen wirden, erhoffte sich Cédric Wermuth (sp, AG) dank seiner parlamentarischen
Initiative. Viele Volksbegehren seien - bewusst oder unbewusst - hinsichtlich ihrer
Umsetzung unprézise formuliert; insbesondere bleibe haufig unklar, was geschehen
soll, wenn ein angenommenes Begehren gegen Volkerrecht oder internationale
Vereinbarungen verstosse. Der Aargauer Sozialdemokrat schlug mit seinem Begehren
deshalb vor, dass derart unklare Volksinitiativen im Falle einer Annahme erst umgesetzt
wirden, wenn die entsprechenden internationalen Vereinbarungen gekindigt sind.
Bedingung dafur sei aber, dass die Initiantinnen und Initianten neben ihrem Begehren
auch explizit die Kindigung der entsprechenden Vertrage forderten. In den Féllen, in
denen eine Kindigung im Initiativtext unerwahnt bliebe, gar nicht moglich sei oder
sogar zwingendes Voélkerrecht gebrochen werden musste, seien die Begehren lediglich
teilweise im Rahmen bestehenden internationalen Rechts umzusetzen.

Die SPK-NR sprach sich mit 16 zu 7 Stimmen gegen Folgegeben aus. Es sei den
Initiativkomitees nicht zuzumuten, abzuschatzen, welche internationalen Vertrage mit
einem Begehren tangiert wirden. Dies sei nicht immer eine rein juristische Frage,
sondern héufig auch eine politische. Es musse moglich bleiben, Vertrage nach Annahme
von Volksinitiativen neu zu verhandeln, ohne dass vorher klar gewesen sei, dass dies
notig sein konnte. Eine Kommissionsminderheit betonte allerdings, dass Klarheit fur die
Stimmblrgerinnen und Stimmbdrger geschaffen werden musse, woflr das Begehren
einen guten Vorschlag darstelle. %

Nachdem sich die SPK-NR dagegen ausgesprochen hatte, der parlamentarischen
Initiative von Cédric Wermuth (sp, AG) firr mehr Klarheit bei Volksabstimmungen Folge
zu geben, ware eigentlich der Nationalrat in der Sommersession 2019 mit der
Vorprufung der Initiative an der Reihe gewesen. Dazu kam es allerdings nicht, weil der
Aargauer Volksvertreter seinen Vorstoss zurtckzog. *

In der Sommersession beugte sich der Nationalrat Uber die Frage der Zustandigkeit bei
Kiindigung von Staatsvertragen. In einer Medienmitteilung Ende Mai hatte die SPK-NR
bekannt gegeben, dass sie die von der kleinen Kammer gutgeheissene Vorlage ihrer
Schwesterkommission einstimmig unterstitze, den Vorschlag des Bundesrates
hingegen ebenfalls ablehne. Zwar habe die Frage, wer fur die Kiindigung von Vertragen
zustandig sei - der Bundesrat oder das Parlament - bisher kaum gestellt werden
mussen. Dies mUsse aber insbesondere im Hinblick auf Volksinitiativen, deren Annahme
eine Kindigung von Vertragen nach sich ziehen kénne, geklart werden. Die Beurteilung
der Frage, ob neues Verfassungsrecht in Widerspruch zu einem bestehenden
volkerrechtlichen Vertrag stehe, kénne nicht der Exekutive alleine Uberlassen werden.
Wie beim Abschluss solcher Vertrage musse dies dem Gesetzgeber, also dem Parlament
und im Falle eines Referendums der Stimmbevdlkerung, Uberlassen werden. Dies
entspreche der Idee des materiellen Parallelismus, flihrte Barbara Steinemann (svp, ZH)
fur die Kommission in der Ratsdebatte aus. Es sei wichtig, dass die Regeln vor einem
Spiel und nicht wahrend des Spiels festgelegt wiirden, weshalb dieser Parallelismus im
Gesetz festgehalten werden musse.

Eine Minderheit Glattli (gp, ZH) beantragte, die Anderung nicht nur auf Gesetzesstufe zu
regeln, sondern auch in der Verfassung zu verankern - eine Forderung, wie sie auch
vom Bundesrat gestellt worden war, was von der neuen Justizministerin Karin Keller-
Sutter unterstrichen wurde. Eine deutliche Mehrheit von 161 zu 10 Stimmen folgte hier
allerdings dem Standerat und sprach sich ebenfalls gegen Eintreten auf den
bundesratlichen Vorschlag aus. Die von der kleinen Kammer noch leicht angepasste
Kommissionsvorlage fand dann in der Gesamtabstimmung eine Mehrheit von 179
Stimmen, denen lediglich eine Enthaltung gegenuberstand.

In den Schlussabstimmungen hiessen sowohl der Stdnderat (44 Stimmen, keine
Enthaltung) als auch der Nationalrat (195 Stimmen, 1 Enthaltung) das neue Gesetz
einstimmig gut.
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